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Der Fürst István Bocskai sicherte seinen wackeren Hajduk-

ken nicht nur das Emporkommen aus dem "Bauern- und nicht-adeli-

gen Zustand", sondern ér förderte auch ihre Niederlassung.Auf

dem Gebiet, das die Hajducken als Lohn ihres Militardienstes

erhalten habén und das ihnen durch ein spateres Übereinkommen

zugesprochen wurde, entstanden sieben Hajduckenstadte /Böször-

mény, Dorog, Nánás, Polgár, Hadház, Szoboszló, Vámospércs/,die

eine, von dér Jurisdiktion des adeligen Komitats unabhangige,

eigenartige innere Selbstverwaltung ausgestaltet habén .

Das Hajduckenprivileg sicherte den Betroffenen einen kol-

lektiven Adél und befreite sie - als Gegenleistung für einen

bestimmten Militardienst - von jeglichen Frondiensten. Dieses

Privileg berührte sehr empfindlich die bisherigen Berechtigten

dieser Frondienste, insbesondere den Adél des Komitats Sza-

bolcs.

Eine grosse Zahl von Hörigen flüchtete sich in die Hajduk-

kenstadte und diese Stadte leisteten nur teilweise, oder gar

nicht Folge den Gesetzen, die die Herausgabe dér Hörigen ver-

ordnsten. Eine andere wichtige Spannung entstand daraus,dass

das Komitat Szabolcs immer bestrebt war, die von seinem Gebiet

gebildeten Hajduckenstadte zu besteuern.

Die durch Jahrhunderte wahrenden Angriffe des Adelsstandes

insbesondere des benachbarten Komitats gégén die Privilegien

dér Hajduckenstadte sind aus dér Sicht unseres Themas deshalb

von Bedeutung, weil diese die wichtigsten Faktorén dér Ausbil-

dung einer Verwaltungsorganisation mittlerer Stufe, die die

Stadte umfasste, leitete und schützte, des Hajduckenbezirkes,
2

waren .

Die Organisation des Hajduckenbezirkes befestigte sich pa-

rallel zu dér Selbstverwaltung dér Stadte, bis zu einem gewis

sen Grade sogar gégén sie und wurde zu einer besonderen Einheit
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der stSndischen Verwaltung. Als Ergebnis dér eigenartigen Ent-

wicklung dér ungarischen Gesellschaft war dér Hajduckenbezirk

eine Zeit láng Teil dér 1848 zustandegekommenen bürgerlichen

Staatsorganisation.

Seine Existenz war zu Beginn dér 1870-er Jahre schon ein

ZugestSndnis zu Gunsten dér feudalen Uberreste und seine Be-

seitigung gehörte zu den Forderungen dér Entwicklung. lm wei-

teren untersuchen wir die Gestaltung dér Bezirksorganisation

und dér Verwaltungstatigkeit nach 1848, wobei jené Elemente

hervorgehoben werden, die zűr Zeit dér Erschaffung dér einheit-

lichen bürgerlichen Staatsorganisation - in unverMnderter oder

modifizierter Form - weitergelebt habén.

Bevor wir aber die den Bezirk betreffende rechtliche

Regelung von 1848 und nachher, sowie derén praktische Ergebnis-

se überblicken, müssen jené Eigenheiten zumindest skizziert

werden, die den Hajducken-Bezirk und dessen Verwaltung in eér

feudalen Aera charakterisiert habén.

Das Selbstschutzbedürfnis dér HajduckenstHdte hat den Be-

zirk zustande gebracht, aber seine Ausbildung wurde auch da-

durch gefördert, dass ér als Instrument dér Vermittlung des

Staatswillens diente. Deshalb zeigte sich in seiner Organisa-

tion und TStigkeit eine bis zuletzt bestehende Doppelseitigkeit,

die sich einerseits in dem konsequenten Schutz dér Privilegien

dér HajduckenstMdte, andererseits aber in dér Bestrebung dér

Vereinheitlichung dér stSdtischen Verwaltungsorganisation und

Praxis offenbarte.

Aehnlich wie in den HajduckenstSdten, besorgte auch im Bezirk

eine Körperschaft die Verwaltungsaufgaben . Nach dér Bildung

des Bezirkes entschieden jé zwei Delegierte dér StSdte unter

Vorsitz des GeneralkapitSns die aufgetauchten Fragen.Zwar Sn-

derte sich die Zahl und die Zusammensetzung dér Delegierten dér

StSdte im Laufe dér Zeit /vöm Beginn des 19. Jahrunderst nahmen
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an den Sitzungen dér Notar, zwei RSte, dér Volkstribun und die

Assesoren teil/, doch blieb dér Stadtkapitan ein standiger De-

legierter dér Stadte. Die Funktionare des Bezirksamtes waren

neben dem GeneralkapitSn dér Vizekapitan, dér Notar und Vize-

notar, vier ordentliche Tafelrichter, ehrenamtliche Tafelrich-

ter, Haus- und Militarschatzmeister,Rechnungsführer, dér Syn-

dikus und Vizesyndikus, dér Kommissar und dér Archivar.

Dér GeneralkapitSn wurde von den Delegierten dér Stadte

gewahlt und dér König bestatigte ihn in seinem Amte. Ér hatte

eine besondere Rechtsstellung; im Gegensatz zu dem Obergespan

vertrat ér nicht nur die königliche Gewalt, sondern auch - in-

dem ér auch die Aufgaben des Vizegespans besorgte - die örtli-

chen Interessen. Diese besondere Stellung erklart, dass dér

Herrscher bis 1848 einen standigen königlichen Kommissar über

die Stadte einsetzte, dér zwecks Geltendmachens dér staatlichen

Interessen bezüglich dér Durchführung dér Verordnungen über ei-

ne Vollmacht verfügte.

Die übrigen Funktionare des Bezirks wurden auf den Wahl-

versammlungen von den Delegierten dér StMdte gewahlt. Die Stad-

te wurden seit dér Restauration /Wahlversanmlung/ von 179O

durch nach Bevölkerungszahl delegierte Personen, sog.Wahlperso-

nen neben den ordentlichen í-íitgliedern vertreten und diese wahl-

ten die Bezirksfunktionare. Da eine Restauration oft Jahrzehnte

hindurch nicht abgehalten wurde, wurden die wegen Töd oder Ver-

zicht leér gewordenen Aemter auf den ordentlichen Versammlungen

belegt. lm allgemeinen unterbreitete dér Generalkapitan seinen

Vorschlag für drei Personen und dérjenige erhielt das Amt, dér

die meisten Stimmen hatte.

Dér Wirkungskreis dér Bezirksversammlung war sehr weit.Sie

schuf in samtlichen, die Gesamtheit dér stadtischen Selbstver-

waltung berührenden Sachen Statute mit zwingender Kraft. Die

Versammlung verteilte die von dér Zentralgewalt festgesetzten
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Steuern unter den Stadten und dieses Organ bestimmte auch das

auf eine Stadt entfallende Rekrutenkontingent. lm Jahre 1790

konnten die sechs Hajduckenstadte als Anerkennung für die"un-

ter den wechselvollen Ereignissen des Krieges zűr Erhaltung

des Landes geleisteten vielseitigen Dienste" zwei Ablegaten mit

Stimmrecht zum Reichstag senden. Die Ablegaten wurden unter

den Bezirksfunktionaren von dér Vollversairanlung gewShlt und mit

Weisung versében. Dér Bezirk kontrollierte von Beginn an die

Wahlversammlungen dér Stadte. Ér setzte nicht nur den Zeitpunkt

dér Wahl fest, sondern bestimmte auch durch ein Statut die Art

und Weise dér Restauration. Übrigens verfügten in den Hajduk-

kenstMdten die Bewohner mit Grundéigentum /die sog. Sessiona-

ti/ über ein Stimmrecht. Ihre Zahl stimmte im 17. Jahrhundert

dem Wesen nach mit dér Bevölkerung dér StSdte überein. Infolge

des relativen Reichtums an Grund und Bódén konnten auch die

Eingewanderten verhSltnissmSssig leicht das Bürgerrecht erwer-

ben. Die Lage anderte sich wesentlich, als dér aufteilbare

Grund und Bódén weniger wurde „ Mit H.lnslcht darauf beschloss

dér Bezirk im Jahre 1791, dass "in den Stadten zűr Wahl dér

Vorsteher ... nur die tatsSchlich besitzenden Einwohner und

die angestammten Hajduckenlandsleute ein Recht habén... die

ohne Besitz stehenden Inquilini aber vöm Wahlrecht ausge-
i,

schlossen werden" .

Die Vollversammlung hielt in ihrem wirtschaftlichen Be-

fugniskreis die Wirtschaftsgebahrung dér Stadte, die GehSl-

ter dér stadtischen Beamten, die Verwendung dér Einnahmen dér

in eigener Verwaltung stehenden Liegenschaften und dér kleine-

ren königlichen Regalien unter einer sehr strengen Kontrolié.

Die Vollversammlung des Bezirkes war auch das Beschwerde-

forum. Dér grösste Teil dér Beschwerden entstand aus dér Nut-

zung dér Liegenschaften, aber auch die abweichende wirtschaft-

liche und rechtliche Lage dér angestammten Hajducken, dér be-

sitzenden Einwohner und dér Eingewanderten verursachte Gégén-
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satze. Sogar Joseph II. meinte, dass "in den Hajduckenstadten

die Beanvt

schnitt.1

die Beamten noch gewalttaticrer sind als dér ungarische Durch-
„5

Eine sehr bedeutende Kompetenz dér Bezirksversairanlung war,

dass seit 1711 gégén das Straf- und Zivilurteil dér Magistra-

te dér Stadte zu ihr Berufung eingelegt werden konnte. Dér

Hajduckenbezirk urteilte in gewissen Fallen auch in erster In-

stanz und seine Zustandigkeit erstreckte sich auf allé Haj-

duckenstadte und auf jede auf seinem Gebiet lebende Person

ohne Hinsicht auf ihre gesellschaftliche und rechtliche Stel-

lung.

Parallel zu dér Erweiterung des Leitungsrechts über die

Stadte erstarkte aber immer mehr dér Einfluss dér zentralen

Verwaltungsorgane. Dér mit Ges.47:1723. begründete und im Jahre

1769 mit einem weiten Wirkungskreis bekleidete Statthalterrat

kontrollierte den Bezirk immer haufiger und entsandte zűr Un-

tersuchung dér Beschwerden immer haufiger einen königlichen

Kommissar. Nach dem josephinischen Reformversuch, dér die
q

Selbstandigkeit des Bezirkes aufheben sollte , anerkannte das

Gesetz 29:1790 die gesetzlichen Rechte des Bezirkes, schloss

endgültig die Einsprache dér Komitaté /insbesondere die von

Szabolcs/ in die Angelegenheiten des Bezirkes, aus. Die Be-

strebung dér Zentralgewalt zűr Besteuerung dér Hajducken ver-

ursachte eine grosse innere Spannung. Die Sta'dte betonten im-

mer hSufiger ihre Unzufriedenheit gegenüber dem Bezirk und sie

verlangten vöm Palatin im Interessé des Schutzes ihrer Rechte
Q

die Entsendung "eines wirksamen Generaldikrd<tors". Dér ent-

sandte königliche Komissar ermahnte die Beamten des Bezirkes,

dass "nicht dér Wille dér Beamten, sondern nur das Gesetz

herrschen darf d.h. das Volk mit Gesetz und mit gutem Beispiel

zu regieren ist." Nach seiner Charakterisierung ist im Bezirk

die Ordnung und Ruhe vollkommen untergraben und die verschie-

denen Klassen dér Bevölkerung sind gegeneinander, und diese
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alle gégén den Vorstand aufgebracht..."

lm Interessé dér Klarung dér Eigentumsverhaltnisse, dér

Ordnung dér Steuerung und dér "inneren Struktur" des Bezirkes

verhandelte dér Reichstag von 1844, dann dér von 1847 einen

Gesetzentwurf, aber die endgültige Regelung wurde durch die

Ereignisse von 1848 unterbrochen.

Dér Hajduckenbezirk vermochte nicht in unserem Zeitalter

die Interessen dér Stadte wirksam zu verteidigen und és zeigte

sich iiranermehr, dass auch die Stadte die Unterstützung des Be-

zirkes nicht mehr verlángén.

Die Gesetze von 1848 habén zusammen mit dér Beseitigung

des Standewesens auch das Hajduckenprivileg aufgehoben. Mit dér

Erklarung dér allgemeinen Steuerpflicht hörte die "mit einem

unerwarteten Aufstand" drohende Gefahr infolge dér Ungleich-

heit dér Steuerlasten auf, obzwar die andere Ursache dér gesell-

schaftlichen Spannungen, das Problem des Grundbesitzes auch

weiterhin ungeordnet blieb.

Das Gesetz 26:1848 verfügte über die Aufrechterhaltung

des Hajduckenbezirkes gemass "dér bisherigen Praxis".

Das Gesetz bestimmte auch, dass zűr Wahl dér Bezirksbe-

amten dieselben Personen berechtigt sind, die auf dér Grundla-

ge dér Volksvertretung entsprechend dem Ges. 5:1848 bei dér

Wahl dér Abgeordneten ein Stimmrecht habén.

Die in den Stadten durchgeführte Wahl hatte in dér Zusam-

mensetzung dér Personen dér Vertreter und dér früheren Leiter

dér Stadte kaum eiie Aenderung zűr Folge. lm Gang dér Ausübung

dér Gewalt übernahm zwar die Gemeindevertretung die Stelle des

grossen Rates, aber dér Stadtrat blieb auch weiterhin dér Ver-

walter dér Verwaltungs- und Gerichtssachen.
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Aufgrund dér Stimmen dér Vertreter dér Stadte bildete

sich dér neue Hajduckenbezirksausschuss und bei dér Wahlver-

sammlung wurde auch das neue Beamtenkorps gewShlt. Die Kompe-

tenz des Ausschusses unterschied sich dem Wesen nach nicht von

dér dér ahnlichen Körperschaft dér vorigen Aera. Dér Vorsitzen-

de blieb auch weiterhin dér Generalkapitan, den im Falié seiner

Abwesenheit dér Vizekapitan vertrat.

Nach dem Zusammensturz des Freiheitskampfes verlor auch

dér Hajduckenbezirk seine Selbstandigkeit und wurde ein Teil

des Bezirks von Nagyvárad, Dér Absolutismus durchführte -trotz

seiner nationalfeindlichen Tendenz - zahlreiche Reformén in

bürgerlicher Richtung. Wahrend dieser Periode kam allmShlich

die staatliche Zentralisation dér Verwaltung, die Ernennung

dér Beamten, das individuelle Verwaltungsbefugnis und die Ver-

antwortung zűr Geltung"l"L. Die Selbstar.digkeit dér Hajducken-

stadte hörte auf, das die Leitung besorgende Stuhlrichteramt

und die Finanzdirektion forderte streng - abweichend von dér

bisherigen Praxis - die genaue Bezahlung dér verschiedenen

Steuern. lm Interessé dér entsprechenderen Gebietseinteilung

dér Finanzorgane wurde z.B. Hajdúnánás dadurch "beschamt",dass

ás ÍR Hinsicht dér Steuerung dér benachbarten Gemeinde Szent-

Mihály, die zum Komitat Szabolcs gehörte, untergeordnet wurde.

In dér Bach-Aera wurde die Grundbuchbehörde geregelt,und

és bildete sich in den 5O-er Jahren endgültig die Evidenzhal-

tung des Grundbestandes dér Grundbesitze statt dér früheren

unkonsequenten Evidenzhaltungsweisen aus °. Eine wichtige,auch

dieses Gebiet berührende Massnahme dér Aera war die Trennung

dér den Komitatsgerichten untergeordneten Kreisgerichte.

ín Anschluss an das Oktoberdiplom begann 1860 wieder das

konstitutionelle Lében und auch dér Hajduckenbezirk erlangte

wieder seine munizipale Selbstandigkeit. Die besondere Einbe-

rufung seiner Vqllversammlung erfolgte auf eine Weise, die fűr
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das Zeitalter charakteristisch war. lm Gegensatz zu den Komi-

tatén ernannte dér Herrscher an die Spitze des Bezirkes, da

dieser wahrend dér "vergangenen traurigen Zeiten zerstückelt"

war, keinen Generalkapitan. Die Interessengruppe dér ehemali-

gen Bezirksbeamten, das Hajduböszörményer Casino, "machte den

ersten Schritt zu Restauration und rief die ehemaligen Funktio-

nare des Hajduckenbezirkes zusammen, wobei és "für die, durch

die jahrhundertewahrende Praxis sanktionierten konstitutionel-

len Rechte dér Hajduckenbezirkes" Stellung nahm.

Aufgrund von § 26 dér Beschlüsse dér Judexkurialkonferenz

wurde auch dér Gerichtshof des Hajduckenbezirkes wieder aufge-

stellt, "dér seine Existenzberechtigung in den, von Bocskai ám

1O. Dezember 1610 erhaltenen und durch Ges. 2:1622 bekraftig-

ten Privilegien hatte

Die an dem inzwischen einberufenen Parlament erschiehenen

Abgeordneten des Bezirkes beschwerten sich wegen "jener verfas-

sungswidrigen Massnahme, dass zűr Eintreibung dér gesetzwidri-

gen Steuern besondere Finanzbehörden aufgestellt wurden" .Dér

zu dieser Zeit in Vámospércs durchreisende kaiserliche Steuer-

offizier verursachte eine derartige Unruhe, dass zwecks "Wie-

derherstellung dér Ruhe" dér Bezirk Militargewalt beanspru-

chen musste.

Das wichtigste Dokument des Provisoriums hinsichtlich un-

seres Themas ist das von Generalkapitan Gábor Sillye verfass-
1 Q

te und 1863 in Kraft getretene Statut . Eine fortschrittliche

Verfügung des Statuts war die Trennung dér Verwaltungs- und

Gerichtsausgaben innerhalb des Rates, die genauere Festsetzung

dér Kompetenz dér Vollversammlung, des Rats, dér Ausschüsse,der

FunktionSre und des Hilfspersonals. Den Bruch mit dér feudalen

Anschauungsweise zeigt jené Vorstellung, wonach die Mitglieder

dér Gemeindevertretung "in den Hajduckenstadten die ganze Be-

völkerung ohne Klassen- und Vermögensunterschied vertreten".
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Das Statut machte die Schulbildung schon zűr Bedingung dér

Amtsfahigkeit dér Funktionare.

Die Vollversammlung des Bezirkes betrachtete das zum 10.

Dezember 1865 einberufene Parlament als das Ergebnis "des zwi-

schen dér Richtung dér Regierung und dem Wunsch dér Nation
19bestehenden erfreulichen Einklanges" " . Die Abgeordneten des

Bezirkes beantragten an den Parlamentssitzungen öfters die Re-

gelung dér Besitzverhaltnisse des Bezirkes und dér Hajducken-

stadte.

Dér Ausgleich schuf zum Ausbau dér ungarischen bürgerli-

chen Staatsorganisation günstige Bedingungen. Die ám 10. April

1867 erlassene "Verfügung" dér Regierung garantierte die Au-

tonomie dér Munizipien, und stellte zugleich derén "Überein-

stimmung" mit dem Verfügungsrecht dér verantwortlichen Regie-

rung in Aussicht. Die Liguidierung dér in dér öffentlichen Ver-
21

waltung herrschenden "asiatischen Zustande" traf aber ziem-

lich unerwartet die herrschende Klasse, die selbst in dér Fra-

ge des Ausbaus dér Verwaltung uneinig war. Die Regierungen be-

handelten neben dér Herstellung dér finanziellen Stabilitat

die Frage dér Verwaltungsreform nur sekundar . És wurde aber

bald klar, dass die Verbesserung dér Lage des Staatshaushaltes

eng mit dér Erschaffung einer zweckmassigen Verwaltung, mit dér

umfassenden Verwaltungsreform im Zusammenhang steht.

Überblicken wir die Reformmassnahmen dér ersten 10 Jahre

des Dualismus auf dem Gebiet dér Verwaltung, só ist im allge-

meinen festzustellen, dass auf mehreren Gebieten Gesetze ent-

standen sind, die den Grundsatzen dér bürgerlichen Staatsord-

nung entsprechen, aber és gibt darunter kaum ein Gesetz, das

nicht einige feudale Institute aufrechterhalten hatte. Die Ge-

setzgebung konnte nicht von jenen wirtschaftlichen und gesell-

schaftlichen Gegensatzen unabhangig sein, derén radikale Lösung

schon 1848 erforderlich gewesen ware und derén endgültige Lö-

sung die etwa 80 Jahre, die seither vergangen sind, nicht zu
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bringen vermochten.

ín dér Organisation des Hajduckenbezirkes brachten die

Verwaltungsreformgesetze die Erfordernisse dér bürgerlichen

Entwicklung allmahlich zűr Geltung, aber auch dann mit einem

doppelten Kompromiss belastet. Einerseits stellten die Gesetze

- bis zum Ges33:1876 - gegenüber dem Bezirk in ausgesprochener

oder indirekter Form gewisse Ausnahmen fest. Das förderte ande-
rerseits, dass auf dér Ebene dér Durchführung diese Gesetze im

Lichte dér altén Privilegien oft willkürlich gedeutet, fallwei-

se sogar ausser Acht gelassen werden. És war im Bezirk eine bis

1876 bestehende Praxis, dass zűr Untersuchung dér Durchführungs-

weise dér Gesetze und dér wichtigeren Verordnungen ein besonde-

rer Ausschuss gebildet wurde und einen auf "althergebrachter

Rechtspraxis" begründeten, aber manchmal ausgesprochen gesetz-

widrigen Antrag stellte.

Dér Beschluss des Abgeordnetenhauses vor.i S.Marz 1867 über

die Wiederherrstellung dér Munizipien verfügte über den Hajduk-

kenbezirk abweichend von den Komitatén. Auch im Bezirk musste

die 1861 gebildete Gemeindevertretung einberufen werden, aber

nicht deshalb, damit sie bis einer weiteren Verfügung im Amt

bleiben, sondern damit sie betreffs dér Wahl alles tűn solle,

was die Gesetze 23-26:1848 bestimmen." Bei dér Wahl dér neuen

Vertretung und des Beamtenkorps kam dér Einfluss dér Regierung

- im Gegensatz zu den Komitatén - nicht zűr Geltung. An dér

ersten verfassungsmassigen Vollversammlung vöm 16. April 1867

entbrannte eine ernste Diskussion über die Stellung des Gene-

ralkapitans. Da eine Anordnung des Innenministers die königli-

che Bestatigung des GeneralkapitSns Sillye Gábor mitteilte,

meinte ein Teil dér Mitglieder dér Vollversammlung in dieser

Massnahme "die Verletzung des Wahlrechts" und"den Cédánkén dér
22Ernennung zu entdecken und beantragte, dass dér Generalkapi-

tan, ebenso wie die übrigen FunktionSre allé drei Jahre wieder-

gewahlt werden.Dér Vorschlag des Obergespans bezüglich "dér
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Durchführung dér Wiederherstellung dér verfassungsmassigen

Rechte dér HajduckenstSdte und des Hajduckenbezirkes" nahm bei

dér Ausgestaltung des Personalstandes dér Funktionare "die Men-

ge dér Aufgaben aufgrund dér jahrlichen Erfahrung, die dazu nö-

tige Ari

tracht.

23
tige Arbeitskraft und den Zustand dér Stadtkasse" in Be-

Bei dér Wahl dér Bezirksfunktionare tauchte dér Gedanke

auf, dass - da das Ministerium fűr öffentliche Arbeiten und

Verkehrswesen die zum Jngenieuramt erforderliche Fachbildung

eingehend geregelt hat - és zweckmassig ware, die Stellung

des Bezirksingenieurs von dér Wahl herauszunehmen". Gemass dem

erbrachten Beschluss "besteht aber dér Bezirk auch weiterhin

bei jener Praxis, wonach jedes Bezirksamt allé 3 Jahre unter

die Wahl falit."24

Dér oben zitierte Vorschlag des Obergespans beabsichtigte

zwecks Verbesserung dér Gerichtsbarkeit aus den "rechtskundi-

gen" Mitgliedern des Stadtrates, aus dem Notar und dem Syndikus

für die Behandlung dér Gerichtssachen - auf eine Weise, die an

das Statut von 1863 erinnerte - eine besondere Abteilung aufzu-

stellen. Dér durch die Vollversammlung zum Beschluss erhobene

Antrag empfahl die Einführung dieses Systems nur dann, wenn "és

erforderlich wird". Das Gesetz 54:1868 über die Gerichtsordnung

führte, obwohl és im Geiste dér Trennung dér Verwaltung und dér

Gerichtsbarkeit verfertigt wurde, in den StSdten des Bezirkes

zu einem widerspruchsvollen Ergebnis. ín Hajdúböszörmény wurden

z.B. "die summarischen Sachen einem dér Rate anvertraut", dér

Oberlieutenant übernahm neben dér Leitung dér Verwaltungssachen

auch den Vorsitz des Gerichtshofés. Dagegen leitete in Vámos-

pércs dér Oberlieutenant die Verwaltung, die Gerichtsbarkeit,

erledigte die kleineren Beschwerden und urteilte auch im sum-

marischen Sachen. Auf Einfluss dér durch das Gesetz 4:1839 in

Aussicht gestellten Massnahmen beantragte dér Bezirk eine Un-

terstützung vöm Land für den Bau eines BezirkszentralgebSudes,

wodurch zu vermeiden gewesen wSre, dass Gerichtshof mangels
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eines entsprechenden Gebaudes vöm Bezirk weggenommen werden

ware. Dér Bezirk beantragte, dass die auf seinera Gebiet vorge-

sehenen drei Kreisgerichte aus den Bezirksstadten zusammenge-

stellt werden. Gesetz 31:1871 teilte aber das Kreisgericht von

Hajdúszoboszló zum Gerichtshof von Debrecen ein. Dér Bezirk

nahm diese Massnahme mit Trauer zűr Kenntnis, da die "um die

Erhaltung des Bezirkes besorgten Geister eine grosse Besorgnis

empfanden".

Gesetz 42:1870 brachte eine bedeutende Aenderung in dér

Organisation des Hajduckenbezirkes. Das Gesetz erklarte - ab-

gesehen von den 11 Sachsenstühlen und derén Gebiet, dem Königs-

feld und dem auf Ungarn fallenden Teil dér Militargrenze - die

verbleibenden 57 Komitate die drei ungarischen und Szekler-Ge-

biete und die vier Bezirke zu territorialen Munizipien mit voll-

kommen gleichem Befugnis und Organisation. És bestimmte den all-

gemeinen Wirkungskreis und die Rechte dér Munizipien, verfügte

über die Wahl und die Verantwortung dér Mitglieder des Munizi-

palausschusses und dér Funktionare. És führte das Institut des

Virilismus ein, wodurch die auffallend standige persönliche

Zusammensetzung dér Vertretungskörperschaft des Bezirkes etwas

modifiziert wurde.

Die Vollversammlung des Bezirkes opponierte bei dér Begut-

achtung des Gesetzentwurfes gégén zwei Punkte. Einerseits be-

antragte sie die Fortlassung des Systems des Virilismus, "das

nur durch die Annahme zu unterstützen ist, dass die Landsleute
27mit grösserem Vermögen, zugleich zu dér Intelligenz gehören" ,

andererseits wollte sie den Rechtskreis des Obergespans enger

ziehen. Das Kandidierungs- und Ernennungsrecht des Obergespans

bedroht - gemass dér Adresse dér Versammlung - das öffentliche

Lében des Munizipiums.

Das Gesetz 18:1871 begründete - im Einlang mit dem Gesagten

- das neue Munizipalsystem dér ungarischen Verwaltung. Die ge-

setzliche Sicherurig dér Rechte dér Gemeinden - in diesem Rahmen
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de:: Beziehungen mit dero. Komi tat, schuf eine ganz neue Lage hin-

sichtlich des Bezirks- Die Stadte verfertigten dér Reihe nach

ihre Organisationsstatute und wenn auch die Ir.teressen des Be-

zirkes erforderten, dass die Hajduckenstadte "dér uralten Pra-

xis entsprecherid. . . auch in dér Zukunft ne.ch g leicher Regein

verwaltet werden", machten dér verschiedene Entwicklungsgrad

dér Stadte, ihre verschiedenen wirtschaftlichen und kulturellen

InteresseD dies schon iliusorisch.

Die Verwaltungsreform war unvorstellbar ohne die Gebiets-

regelung dér Munlzipien . Umsonst verfügte das Gesetz 42:1870

über die ^inführung dér Komitatshaussteuer - és v/urde bald o:í-

fensichtlich.. dass die riesigen Unterschieca des Getaietsráer

Bsvölkerung und dér Steuerfahigkeit dér Komitate eine ünge-

rechtigkeit zűr Folge hatte,

Das Komitat Eács-Bodrog mit einer Ausdehnung von 178 Quad-

ratmeilen und 576 OOO Einwohnern verwendete zűr Deckung dér

Verwaltungskosten 5,5 % dér dórt bezahlten direkten Steuern.Im

Falié des 6 Quadratmeilen grossen Aranyosszék mit einer Bevöl-

kerung von 19 000 Personen war dieses Verhaltnis schon 34 %,

aber auch dér Hajduckenbezirk mit einer Ausdehnung von 16 Quad-

ratmeilen und einer Bevölkerung von 62 000 Personen gehörte zu

den "teueren" Munizipien /11,5 %/.

Ein weiterer Mangel dér Gebietseinteilung dér Komitate war,

dass ein Teil ihres Gebietes eine Enklave auf dem Gebiet eines

anderen Munizipijims bildete, oder fern vöm Komitatssitz durch

das Gebiet eines fremden Komitats getrennt lag. Só bestand z.B.

das Komitat Felső-Fehér aus 18 Teilen, aber auch dér Teil im

Norden dér Gebiete östlich dér Theiss dér auch den Hajduckenbe-

zirk umfasste, war nicht geregelt. Vier Stadte des Bezirkes

/Nánás, Dorog, Hadház und Böszörmény/ waren durch den riesigen

Grundbesitz dér Stadt Debrecen von Szoboszló getrennt, und Vá-

mospércs lag von beiden Gebieten fern. Die Gemeinden Nádudvar,
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Földes, Tetétlen des Komitats Szabolcs lagen eingekeilt in das

Gebiet des Komitats Bihar.

Ein weiteres zu lösendes Problem dér Administration des

Landes war, dass die Einteilung dér Munizipien mit dér Gebiets-

einteilung dér Gerichte, dér Finanzverwaltung, ferner dér öf-

fentlichen Arbeiten und dér Heereserganzung nicht übereinstimm-

te. Só musste z.B. von den Bezirksstadten Hajdúszoboszló zűr

Munizipalversarrmlung nach Hajdúböszörmény fahren, dér Sitz dér

Steuerbehörde war Püspökladány, das Amt dér Finanzdirektion a-

ber in Debrecen. Dér Bezirk beantragte vergebens die Aufstel-

lung dér standigen Aushebungskommission in Hajdúböszörmény, dér

Antrag wurde - aus verstandlichen finanziellen Grundén - vöm

Honvédministerium abgelehnt. Só wurde ein Teil des ausgehobenen

Militars zum 41. Infanteriebataillon in Nyíregyháza, dér ande-

re Teil zum 42. Bataillon in Nagykálló eingeteilt.

Ein weiteres unangenehmes Érbe dér Komitatseinteilung aus

dem feudalen Zeitalter war die Frage dér Komitatssitze. Mit dér

Aenderung dér Wirtschafts-, Handels- und Verkehrsverhaltnisse

habén mehrere alté Komitatssitze ihre frühere Bedeutung verlo-

ren /z.B.Lőcse/, andere Stadte dagegen habén sich in dieser

Hinsicht emporgehoben /Szolnok, Debrecen/. Auch die historisch

entstandene zentrale Lage von Hajdúböszörmény hat sich wesent-

lich verandert. Drei Stadte des Bezirkes /Hadház, Vámospércs

und Szoboszló/ hatten in den 1870-er Jahrmmit Debrecen eine

Eisenbahnverbindung, aber zum Sitz des Bezirkes konnten sie nur

mit Wagen fahren. Diese Stadte blieben immer haufiger fern von

dér Bezirksversammlung und verspürten immer mehr die Anziehungs-

kraft von Debrecen. Das natürliche Zentrum des Gebiets war Deb-

recen, das neben seiner wirtschaftlichen und kulturellen Rolle

- durch die vermehrten Aemter - auch auf dem Gebiet dér Verwal-

tung einen immer grösseren Einfluss ausübte.

Zwecks dér Regelung des Gebietes dér Munizipien bereite-

te Gyula Szapáry einen dér kühnsten Verwaltungsreformentwürfe
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dokumentierte Entwurf ist bis zűr Befreiung dér einzige, wel-

cher das Gebiet des Landes nach durchdachten Grundsatzen, doch

bis in die kleinsten Einzelheiten entsprechend den Zielen dér

Zivilverwaltung rationell einteilen wollte 3. Die modernen Kri-

tiker des Entwurfs haltén aber für einen Fehler dér hervorra-

genden Arbeit die vorgesehen Regelung des Hajduckenbezirkes,

Dér Entwurr beabsichtigte den Bezirk an das Komitat Szabolcs

anzuschliessen. Das dem Gebiet nach getrennte Hajdúszoboszló

ware ein Teil des neueri Komitats Kun, das aus drei geographisch

gesonderten Telién errichtet worden ware, gewesen. lm Falié

dér Verwirklichung des Entwurfs hatten die Stadte des Bezirkes

die vöm Komitat Szabolcs zu den Komits.-'-.én ünc r.nc Sza.trnár abzu-

tretenden Gebiete ausgeglichen. Die Hajduckenstadte waren nicht

in eine günstigere Lage gekomme.vi. da auch Nyíregyháza kein na-

türliches 2entrum des Gebietes war, seine Verkehrs- und Han-

delsbeziehuiigen waren mit den Hajduckenstadten unentwickelt.

Übriyens wollten auch a:.e Stadte das Bezirkes ''als Eohn ihrer

geschichtlichen Vergangenheit nach dem nicht einmal eine unga-

rische Bevölkerung besitzenden Nyíregyháza -'führan""' . Hajdúszo-

boszló nahm - obwo.h.I sein Standpurikt im ar.:;aitunenhang mit dér

Gebietsregelung infolge seiner Lage von elem dér andersrx Hajdu-

ckenstadte abweichend war - gegan die Aufteilung des Hajducken-

bezirkes Stellung. Die aus dem Bezirk in die Hauptstadt ent-

sandte Protestdeputation suchte den König und den Innenminister

auf und erhielt die ünterstützung von 135 Abgeordneten für die

frühere Einheit des Bezirkes. Auch dér König erklSrte: "die Be-

seitigung dér Munizipalstellung des Hajduckenbezirkes ware ein

Verlust und Schaden für das Land" .

Auch die übrigen berührten Munizipien nahmen mit Mhnlicher

"Aufregung" den Entwurf Szapáry's auf. Infolge des Wider-

standes dér in den Komitatsamtern um ihre Existenz bangenden

Beamten, dér über einen grossen politischen Einfluss verfügen-

den örtlichen Leiter wurde dér Entwurf dem Parlament nicht vor-

gelegt. Dér Parlamentausschuss "zűr Regelung des Staatshaushal-
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tes" arbeitete von neuem die bei dér Gebietsregelung in Be-
32tracht zu ziehenden Grundsatze aus" . Demnach sollten vor dér

Gebietsreform samtliche berührten Munizipien angehört und ihre

Meinung in Betracht gezogen werden. És wurde ein Grundsatz dér

Regelung, dass "das durch lángé Zeit verschmolzene Interessé

einzelner Gebiete oder Regionén berücksichtigt werde" und "das

nationale Interessé des Landes durch die Regelung nirgends be-

droht werde". Ein rationeller Bedarf kam in jener Vorstellung

zum Ausdruck, dass "solche Verwaltungsgebiete gebildet werden,

die imstande sind, ihre eigenen Kosten zu decken", und dér Sitz

des Munizipiums im Zentrum liegen soll.

Die só ausgebildeten grundsMtzlichen überlegungen kamen

in dér spSter verwirklichten Gebietsregelung erkennbar zűr

Geltung. Die verwirklichte Regelung verschmolz die Erhaltung

dér Gebietsintegritat des Hajduckenbezirkes glücklich mit den

Erfordernissen dér zweckmSssigen Verwaltung.

Die Leiter des Bezirkes wussten, dass ihr Munizipium in

seiner urpsrünglichen Gestalt nicht aufrechtzuerhalten ist.

Gemass ihrem Vorschlag an das Innenministerium kann im Falié

des Anschlusses dér im Síiden des Komitats Szabolcs liegenden

13 Gemeinden an den Bezirk "die Verwaltung mit dem Sitz in Bö-
3 3szörmény sich in ejnem regelmassigen Kreis bewegen"

Mán beabsichtigte die gebietliche Trennung dér Hajducken-

stSdte durch den Anschluss dér in den Interessenkreis von Deb-

recen gehörenden Pusstas zu beseitigen. Debrecen sah aber ganz

genau, dass és bei dér Gebietsregelung zu einer "sehr isolier-
34ten Stellung"" oder - in glücklichem Fali - zu besonderen

Vorteilen gelangen kann, und begann eine auch auf Landesebene

alleinstehende Agitation für das Recht des Sitzes des aus den

umgebenden und infolge ihrer Interessen auf die Stadt angewie-t

senen -Gemeinden bestehenden Komitats . ín diesem Rahmen orga-

nisierte és unter dér Teilnahme voh 32. Gemeinden - hauptsSch-
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lich des Komitats Bihar - und von Hajdúszoboszló eine Demon-

stration, wo die Anwesenden die Idee des Komitats Hajdú mit

Zentrum in Debrecen" unterstützten. Dieser Projekt berührte

aber auch das grosse Komitat Bihar, da "von seinem Gebiet zahl-

reiche volksreichen und beinahe allé rein ungarischsprechenden

Gemeinden" fortkamen und dadurch im Komitat "die rumánische

Bevölkerung eine grosse Mehrheit erhielte" . Dér Innenminister

Szapáry versprach aber,dass die Interessen von Bihar in Be-

tracht genommen werden . Dex" vierte Interessent, das Komi tat

Szabolcs, meinte, dass "die Ausdehnung seiner südlichen Gren-

zen unbedingt notwendig ist" und begründete den Anschluss dér

Hajduckenstadte damit, dass jené .. in dér Vergangenheit aus

dem Gebiet des Komitats Szabolcs herausgeschnitten worden

sind"38.

Nach Eintreffen dér Vorschlage wurde dér zweite Entwurf

Szapáry's bezüglich dér Gebietsregelung vorbereitet, dér in

seiner vorsichtigeren Lösung kleineren Stils war, als dér

erste, doch die Regelung des Hajduckenbezirkes glücklicher

löste. Dér Entwurf beabsichtigte das Komitat Hajdú aus den

Stadten des Hajduckenbezirks, aus 7 Gemeinden des Komitats Sza-

bolcs und 2 Gemeinden des Komitats Bihar zu errichten. Als

Sitz wurde Debrecen bestimmt, das "dér Marktplatz, das wirt-
39schaftliche und kulturelle Zentrum" des ganzen Gebiets ist

und zugleich ein Gerichts-, Finanz-, Verkehrs-, Bildungs- und

militarisches Zentrum bildet. Dieser Entwurf wurde bei dér nach

zwei Jahren verwirklichten Gebietsregelung - mit einer minima-

len Aenderung zűr Wirklichkeit.

Als Ergebnis dér 1875 geanderten parteipolitischen Situa -

tion stützte sich die fusionierte liberale Partéi auf eine si-

chere Mehrheit und konnte ihre Verwaltungsreformvorstellungen

zűr Geltung bringen. Das Parlament von 1875/78 verfloss im Zei-

chen dér Verwaltungsreform; 16 Entwurfe wurden behandelt, davon

entstanden 9 organische Gesetze und 7 Novellen, 11 vöm Gebiete
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der inneren Angelegenheiten. l von dem des Finanzwesens, l von

dem des Unterrichtswesens und 3 von dem des Verkehrswesens.

Kálmán Tisza unterbreitete vor allém seinen Entwurf bezüglich

dér Gebietsregelung, dér eingestandenerweise nur dórt bessern
4Ovollte, wo és "unbedingt notwendig" war.

Gégén den Entwurf wurden- obzwar ér in seinen Lösungen

nicht vorsichtiger war, als dér zweite Entwurf Szapáry's - bei

dér Verhandiung im Abgeordnetenhaus zahlreiche Einwande vorge-

bracht. Ein Teil dér Abgeordneten /Mocsáry, Helfy/ meinte,dass

die Gesetzgebung gar nicht das Recht habé das Gebiet dér Muni-
41zipien zu regein, wahrend andere die Nctwendigkeit dér Ge~

42bietsregelung bezweifelten" . Dér Entwurf betrachtete- alr; ar-

ster in unserer Geschichta - auch dj.a Bestimmung des Sitzes

des aus mehreren Teilen neu errichteten KcvrJ.tats als Gégén-

stand dér Gesetzgebung.

In dér Diskussion bei dér geplantan Errichturig des Komi -

tats Hajdú bezeichnete dér Abgeordnete des Hajduckenbezirks

die Auflösung des Bezirkes als "ein widerrechtiiches Vcrgehen".

Ér meinte, dass "das Recht, das dér Staat fűr swige Zeiten ei-

nem Munizipium zugestanden. hatte" nie wieder entzogen werden
43kann . Nach dér Ansicht von Adolf Zay darf "die Gebietsinteg-

ritíit eines historischen Munizipiums ohne dessen Zustimmung
44

nicht verletzt werden" . Auch Mocsáry lehnte mit einer ahnlich

konservativen Anschauung die Gebietsreform ab. Márton Hegyessy

hielt das Gebiet des geplanten Komitats fűr zu kiéin, wahrend

sich die Abgeordneten von Szabolcs darüfaer beschwerten, dass

dér Entwurf "auf den Ruinen des Komitats Szabolcs ein lebens-

unfahiges Komitat grundét", wobei ihr Munizipium durch den Ver-

lust dér abgetretenen Gemeinden in sárién Grundfesten erschüt-

tert wird45.

Das ám 20. Juli 1876 verkündete Gesetz 33:1876 § l Punkt

20 errichtete aus den Stadten des ehemaligen Hajduckenbezirks,
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aus 9 Gemeinden von Szabolcs und 3 Gemeinden von Bihar mit dem

Sitz in Debrecen unter dem Namen von Komitat Hajdú ein neues

Munizipium.

An die Spitze des Komitats wurde ein altér Freund Kálmán

Tisza's, dér Grundbesitzer Lajos Miskolczy gestellt. Unter sei-

ner Leitung begann die Arbeit dér Organisation des Komitats und

wurde die Liguidierung dér munizipalen "Gewohnheiten" des Haj-

duckenbezirks beendet . Die ehemaligen Bezirksbeamten erhiel-

ten in dér Leitung des Komitats eine hervorgehobene Stellung,

aber bald begann das Einströmen dér Beamten von Debrecen, die

eine höhere Fachbildung hatten.

Die Grenzen des neuen Komitats umfassten zwar ein Gebiet

von 3353 km , aber das Gebiet dér Stadt Debrecen war davon
2

1012 km , d.h. das Gebiet des Munizipiums betrug insgesamt nur

2341 km . István Ereky berechnete das Gebiet eines Komitats
247

durchschnittlich in diesem Zeitalter mit 4377 km . Gemass dér

Verwaltungseinteilung behielten die 6 altén privilegisierten

Hajduckenstadte ihren Status als Stadte mit geordnetem Magist-

rat, bei dér Ausgestaltung dér beiden Kreise war mán erkennbar

bestrebt das frühere Gewicht dér angeschlossenen Gebiete zu er-

halten. Só blieb Nádudvar dér Sitz des einen Kreises, trotzdem,

dass dies die Strassenverhaltnisse nicht motivierten.

lm Laufe dér Organisation wurden die Polizeikreise aufge-

stellt und die neue Einteilung dér Parlamentswahlbezirke und

derén Zahl bestimmt.

Die Zusammensetzung dér im September 1877 gewahlten,sowie

dér die höchste Steuer zahlenden Mitglieder /dér sog.Virilisten/

des Munizipalausschusses gemass ihrer Beschaftigung wies be-

reits auf die Aenderungen in dér Gesellschaft des Landes hin.

És kamen immer mehr Pachter und Kaufleute in die Körperschaft

und auch die Intelligenz spielte eine grössere Rolle als frü-

her.



-312-

Im Jahre 1876 entstand alsó das Komitat anstatt des Haj-

duckenbezirkes, das besser dér gesellschaftlichen Entwicklung

diente und auch für die Durchführung dér Verwaltungsaufgaben

geeigneter war.
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erschienen. Neben dér spater zitierten Monographie dér Haj-

duckenstadte s. bezüglich dieser Frage: Hajdúk a magyar tör-
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